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DAS PROJEKT «VOLKSHERRSCHAFT»

ujw. ! Nicht nur Finanzkrise und drohende Staats-
pleiten strapazieren derzeit die demokratischen Ge-
meinwesen. Gefragt und infrage gestellt ist die
Fähigkeit zur politischen Gestaltung der Lebens-
verhältnisse, zur demokratischen Selbstbestim-
mung, zur Selbstregierung aller, die das Gemein-
wesen bilden. Mit der Demokratie als Regierungs-
und als Lebensform verbindet sich indes noch
immer ein Versprechen. Es hat – in anderen Welt-
gegenden – Aufbrüche beflügelt, die möglicher-
weise freilich andere Formen der Demokratie her-
vorbringen als die klassischen. – In dieser Situation
mag es nützlich sein, an das Projekt «Volksherr-
schaft» zu erinnern. Wir tun dies in einer lockeren
Folge von Essays, die grundsätzliche Fragen in den
Blick nehmen. Nach Martin Meyer, Herfried
Münkler, Christian Meier, Mark Lilla und Francis
Cheneval kommt heute der politische Publizist und
studierte Rechtswissenschafter Robert Nef zu Wort.

Auf den Effekt ausgerichtet
Der Dirigent Lionel Bringuier und die Pianistin Yuja Wang beim Tonhalle-Orchester Zürich

Thomas Schacher ! Eine Ausnahmesituation
herrschte beim zweiten Extrakonzert des Tonhalle-
Orchesters in diesem Frühling: Die Solistin ist 25,
der Dirigent 26 Jahre alt, und das trotz regneri-
schem Sonntagabend zahlreich herbeigeströmte
Publikum – darunter auffallend viele junge Leute –
war vor der Pause und am Schluss ausser Rand und
Band. Was hat sich ereignet? Mit den kurzfristig
angesetzten Extrakonzerten hatte die Tonhalle
einen «Klavierfrühling» angekündigt. Nachdem
vor vierzehn Tagen der Pianist Arcadi Volodos und
der Dirigent Philippe Jordan zu Gast gewesen
waren (NZZ 19. 5. 12), traten nun die chinesische
Pianistin Yuja Wang und der französische Dirigent
Lionel Bringuier auf. Während man die Begeiste-
rung für Wang vorbehaltlos teilen kann, müssen
beim Dirigat Bringuiers, der seinen Einstand beim
Tonhalle-Orchester im vergangenen November
gab, doch einige Fragezeichen angebracht werden.

Die Wahl von Antonı́n Dvořáks Konzertouver-
türe «Karneval» ermöglichte es dem jungen Diri-
genten, der zurzeit Associate Conductor beim Los
Angeles Symphony Orchestra und Chefdirigent
des Orquesta Sinfónica de Castilla y León in Valla-

dolid ist, sich schnell in die Herzen des Publikums
einzuspielen. Das effektvolle Stück kombiniert
exaltierte, laute Rahmenteile mit einem gemäch-
lichen Mittelteil, der ungebrochene böhmische
Melancholie verbreitet. Da konnte nichts schief-
gehen, und der Bann war gebrochen.

Und dann Yuja Wang mit dem populären drit-
ten Klavierkonzert von Sergei Prokofjew. Das Vir-
tuosenstück schien der Chinesin, die seit ihrem
Auftritt unter Claudio Abbado am Lucerne Festi-
val 2010 auch hierzulande grosse Beachtung findet,
genau auf den Leib geschnitten. Und der mit Dvo-
řák eingeschlagene Weg des Effektvollen fand mit
Prokofjew eine logische Fortsetzung. Dass Yuja
Wang über sensationelle virtuose Fähigkeiten ver-
fügt und sich noch bei der wildesten Tastenakroba-
tik nicht aus dem Lot bringen lässt, ist das eine.
Dazu kommt eine Körperbeherrschung, aus der
heraus sie ein sehr perkussives Spiel hervorbringt,
das rhythmisch wie gemeisselt und mit scharfen
Akzenten versehen ist. Bringuier liess das Ton-
halle-Orchester ebenfalls auf dieser Schiene fah-
ren, forcierte auch die grellen und lauten Seiten des
Werks und deckte damit die Solistin gelegentlich

zu. Eine Lyrikerin ist Wang hingegen nicht, ent-
sprechend hinterliess ihr Spiel bei den langsamen
Teilen des Variationssatzes die schwächsten Ein-
drücke. Den frenetischen Applaus quittierte die
Pianistin mit drei Zugaben, unter denen eine hals-
brecherische Bearbeitung von «Tea for two» die
faszinierendste war.

Mit der ersten Sinfonie von Johannes Brahms
stand zum Schluss eine Komposition ganz anderen
Kalibers zur Debatte. Lionel Bringuier schien mit
dem Entschluss angereist zu sein, alles ein bisschen
anders zu machen als die anderen. Effektvoller vor
allem. Man kann sich in ihn hinein fühlen: Er ist
jung, er will den amerikanischen Geschmack be-
dienen, und er hat in Los Angeles mit Gustavo
Dudamel ein absolutes Showtalent als Chef, gegen
das er sich behaupten muss.

Den Tarif gab Bringuier gleich zu Beginn des
ersten Satzes durch. Der Paukist markierte die
Schläge des Sechsachteltakts so laut, dass alle Auf-
merksamkeit auf ihn gerichtet war und man ver-
gass, dass das «Espressivo» eigentlich von den
Streichern ausgehen müsste. Sehr wuchtig nahm
der Dirigent sodann den Hauptteil, bei den Kulmi-

nationspunkten liess er das Orchester jeweils
mächtig aufdrehen. Im langsamen Satz war dann
mit dickem Streicherklang und langen Legato-
bögen der Holzbläser Baden im Wohlklang ange-
sagt. Leichter gestaltete Bringuier den dritten Satz,
der über weite Stellen den geforderten «Gra-
zioso»-Charakter bekam.

Am problematischsten war die eigenwillige
Interpretation des Schlusssatzes. Spannung erzeug-
te die langsame Einleitung, wobei das Ansetzen
der Streicher-Pizzicati quasi aus dem Nichts –
Brahms schreibt einfach Piano vor – manieriert
wirkte. Reichlich langsam und mit sattestem Ton
intonierten die Violinen sodann das Hauptthema.
Im Folgenden zog Bringuier bei den drängenden
Stellen das Tempo stets an, um dann bei den lyri-
schen Partien wieder auf die Bremse zu treten.
Noch störender aber war die Dramaturgie in der
Dynamik. Nachdem der Dirigent im Verlauf des
Satzes schon fast alle Ressourcen ausgeschöpft
hatte, musste er in der Stretta fast brutal laut auf-
spielen lassen, so dass jegliche Differenzierung un-
möglich wurde. Solches kann man nicht einmal als
effektvoll bezeichnen.

Der Staat ist um des Einzelnen willen da
Überlegungen zum Spannungsfeld von Freiheit und Demokratie. Von Robert Nef

Die Demokratie geniesst als nur vage definiertes
Prinzip der politischen Willensbildung in allen
ihren Spielarten von links bis rechts zunächst ein-
mal eine breit abgestützte Zustimmung. Diese
schwindet meist erst dann, wenn ihre Befürworter
bei Abstimmungen mehrheitlich unterliegen oder
wenn ihre eigenen Interessen im Parlament nicht
mehr vertreten werden. Weltweit gilt die direkte
Demokratie wegen ihrer populistischen Kompo-
nenten für freiheitsgefährdender als die parlamen-
tarische Demokratie. Dies trifft aber nur dann zu,
wenn es keine ebenfalls direktdemokratisch funk-
tionierenden kleineren Gebietskörperschaften
gibt, die ihrerseits einen dauernden Quervergleich
und den damit verknüpften politischen Lernpro-
zess ermöglichen. Die meisten Schwächen, die man
der direkten Demokratie anlastet, wie Emotionali-
tät, Interessengebundenheit, Kurzfristigkeit, feh-
lende Reflexion, können auch bei der parlamenta-
rischen Demokratie beobachtet werden, zum Teil
sogar noch akzentuierter.

Zweierlei Skepsis
Eine grundsätzliche Einschränkung des Mehr-
heitsprinzips wird von zwei einander diametral ent-
gegenstehenden Seiten her postuliert. Wer als
staatsgläubiger Etatist von einem – mindestens
vorläufig – noch vorherrschenden Defizit an sozial-
staatlicher Solidarität ausgeht, wird jenes Mini-
mum, das er für sozialverträglich (und neuerdings
auch für europaverträglich) hält, vor dem direkt-
demokratischen Mehrheitsprinzip schützen wol-
len. Der abschliessende Entscheid darüber soll
nicht durch «launische Mehrheiten», sondern zu-
nächst durch das Parlament und letztlich durch
nationale oder internationale gerichtliche Instan-
zen gefällt werden. Der soziale Rechtsstaat und das
geltende Völkerrecht sollen vor der schranken-
losen direkten Demokratie geschützt werden.

Auf der anderen Seite stehen jene liberalen
Wohlfahrtsstaatsskeptiker, die eine fortschreiten-
de Aushöhlung fundamentaler Freiheitsrechte
durch grenzenlos begehrliche Mehrheiten befürch-
ten. Was deshalb beschränkt werden soll, ist die
Allzuständigkeit der Politik für die Definition der
noch zulässigen Freiräume von Individuen und pri-
vaten Zusammenschlüssen. Aus dieser Sicht be-
steht das vorherrschende Defizit in einer Über-

bewertung der sozialen Sicherheit gegenüber der
individuellen Freiheit und in einem grassierenden
Egoismus der gegenwärtigen Bevölkerung zulas-
ten kommender Generationen. Volksvertreter und
in letzter Instanz Verfassungsgerichte sollen die
Lust an der gegenseitigen Bevormundung eindäm-
men. Auch diese liberalen Demokratieskeptiker
haben ursprünglich auf eine rechtsstaatliche Be-
schränkung des Mehrheitsprinzips durch freiheits-
freundlichere übergeordnete Instanzen gehofft.
Die tatsächliche Entwicklung hat aber diese Hoff-
nung in den letzten Jahrzehnten massiv gedämpft.
Die Freiheit lässt sich durch eine Flucht in den
grösseren Verband nicht schützen.

Parlamente und – fast noch penetranter – Ge-
richte entscheiden heute auch in der Schweiz im
Zweifel für die Freiheitsbeschränkung, weil sie
mehrheitlich der Ansicht sind, dass das langfristige
Gemeinwohl bei «mehr Staat» besser aufgehoben
sei als bei «weniger Staat». Die erste Spielart der
Demokratieskepsis sieht die Hauptgefahr in einem
rechtsnationalen tendenziell xenophoben Populis-
mus, die zweite in einem linkspopulistischen gren-
zenlosen Ausbau der Umverteilung, zunächst zu-
lasten der produktiven Minderheit und letztlich zu-
lasten kommender Generationen. Dass dieser real
existierende Verschuldungs- und Bevormundungs-
staat die berechtigten Interessen künftiger Genera-
tionen an nutzbaren Freiräumen und an möglichst
wenig ökonomischen und ökologischen Altlasten
grob missachtet, wird in der Demokratiediskussion
noch zu wenig thematisiert.

Im Folgenden soll daher die Frage beantwortet
werden, ob und inwiefern die Demokratie, und vor
allem die direkte Demokratie, noch als «Hüterin
der Freiheit» angesehen werden kann. Die optimis-
tische Formulierung stammt aus der 1954 gehalte-
nen Rektoratsrede des Zürcher Staatsrechtslehrers
Zaccaria Giacometti. Seine Grundfrage lautet: Ist
das Mehrheitsprinzip als Verfahren kollektiver
Entscheidungsfindung mit der Idee der Freiheit
vereinbar? Eine Kombination ist nur möglich, falls

Mehrheiten zuverlässig und auf die Dauer dafür zu
gewinnen sind, eine Ordnung aufrechtzuerhalten,
welche Leben, Eigentum und Freiheit wirksam
schützt und den Wettbewerb um die individuell zu-
sagenden Lebensformen und Lebensinhalte für
alle offenhält. Andernfalls werden sich Mehrheiten
früher oder später zusammentun, um auf Kosten
der kreativeren und produktiveren Minderheiten
mehr Sicherheit zu haben, indem sie die Freiheit
aller einschränken.

Das wäre weiter nicht verheerend, wenn diese
Einschränkung limitierbar wäre und nicht immer
neue zusätzliche Interventionen auslösen würde.
Der Teufelskreis des Interventionismus führt zum
sogenannten Gesetz der wachsenden Staatsaufga-
ben und Staatsausgaben, das vom deutschen Öko-
nomen Adolph Wagner 1863 formuliert worden ist.
Es wird noch verstärkt durch die von Northcote
Parkinson beschriebene Tendenz zur Bürokratisie-
rung, die ihrerseits eine anscheinend unaufhaltsam
fortschreitende Tendenz zur Zentralisierung und
Internationalisierung mitbedingt.

Die Mehrheit auf der Empfängerseite
Mehrheiten tendieren dazu, auf Kosten produkti-
ver Minderheiten leben zu wollen und dies auf der
Basis des Mehrheitsprinzips durchzusetzen. Das
hat zur Folge, dass die Produktivität sinkt, weil
Umverteilung weniger produktiv ist als die Investi-
tion in den technologischen und ökonomischen
Fortschritt, die stets auch auf Risikokapital beruht.
Bei sinkender Produktivität sinkt auch die Wettbe-
werbsfähigkeit, was sich seinerseits durch einen all-
gemeinen Rückgang des Wohlstandes bemerkbar
macht. Die Umverteilung frisst, wie die Revolution
und wie Saturn, der Gott der Zeit, buchstäblich die
eigenen Kinder oder verhindert – in einer moder-
neren Variante – bereits deren Entstehung.

Giacomettis These von der Demokratie als
Hüterin der Freiheit stammt aus einer Zeit, in der
staatliche Umverteilung von einer grossen, mehr-

heitlich mittelständischen Mehrheit zugunsten ei-
ner kleineren Gruppe von tatsächlich Bedürftigen
praktiziert worden ist. Heute dürfte auch in der
Schweiz bereits eine Mehrheit auf der Empfänger-
seite des Umverteilungsstaates stehen und an der
Urne eher einen Ausbau als eine Kürzung befür-
worten. Lassen sich die Bedingungen der damaligen
Nachkriegszeit durch einen geordneten Rückzug
aus Fehlstrukturen schrittweise wieder herstellen?
Oder zwingt uns letztlich die Staatsverschuldung
zu einer weniger sanften Umkehr? Beide Szena-
rien sind denkbar, und beide sind wahrscheinlicher
als das in keiner Weise nachhaltige Weiterwursteln.

Es ist nicht utopisch, wenn man den Glauben an
die Vernunft des von der Umverteilung begünstig-
ten passiven Bürgers (auch «Bourgeois» genannt)
und gleichzeitig Steuern und Sozialversicherungs-
beiträge zahlenden aktiven Bürgers (auch «Ci-
toyen» genannt) nicht aufgibt und – mit gewissen
Vorbehalten – an die Reformierbarkeit und Limi-
tierbarkeit des politischen Systems durch Mehr-
heitsentscheide glaubt. Je beschränkter die allge-
meine Zuständigkeit der Politik ist und je über-
blickbarer der Rahmen der staatlichen Einnahmen
und Ausgaben, desto eher kann man darüber
demokratisch entscheiden.

Der heutige Hochsteuer- und Umverteilungs-
staat ist im 20. Jahrhundert, in einem Jahrhundert
der Kriege und Krisen, entstanden, und weder das
Gesetz des Staatswachstums noch das der Büro-
kratisierung und der Zentralisierung sind Natur-
gesetze. In Zeiten relativen Friedens kann sich eine
auf Privatautonomie und selbstbestimmter Solida-
rität aufbauende Zivilgesellschaft entwickeln und
schliesslich den von einer bürokratischen Elite ge-
predigten und praktizierten vorherrschenden Eta-
tismus und Keynesianismus als bitteres, aber nicht
zwingend weiterzutragendes Erbe von Kriegen
und Krisen entlarven.

Postetatistische Zivilgesellschaft
Die unter jungen Menschen immer häufiger anzu-
treffende allgemeine Politik-Skepsis hat aus libera-
ler Sicht nichts Beunruhigendes. Sie wird sich nicht
einseitig in Richtung «mehr Staat» und «mehr Be-
vormundung» entwickeln, sondern früher oder spä-
ter werden die Jüngeren aus der Verschuldungs-
falle ausbrechen wollen und «das Recht, in Ruhe
gelassen zu werden», höher schätzen als die staat-
liche, «von der Wiege bis zur Bahre» reichende Da-
seinsvorsorge. In seiner zweiten Zürcher Rekto-
ratsrede von 1955 hat Giacometti die Freiheits-
rechte als das Staatsethos der Schweiz bezeichnet:
«Die Freiheitsrechte sind also der Ausdruck eines
freiheitlichen politischen Wertesystems, dahinge-
hend, dass der Staat um des Einzelnen willen da ist
und nicht der Einzelne um des Staates willen.»

Was hier wie ein Abschiedswort für eine unter-
gehende individualistische Zeit tönt, kann auch als
Ankündigung einer postetatistischen Zivilgesell-
schaft gedeutet werden. Mehrheiten sind nicht ein-
fach schrankenlos begehrlich. Sie sind zwar bei
wachsendem Wohlstand geduldig, aber sie lassen
sich nicht dauerhaft zu einem Verhalten zwingen,
das in eine zunehmende Abhängigkeit, Bevormun-
dung und Verschuldung führt.
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Robert Nef ist Präsident des Stiftungsrates des Liberalen Instituts
und der Stiftung für Abendländische Ethik und Kultur. Seine Monogra-
fie «Politische Grundbegriffe – Auslegeordnung und Positionsbezüge»
ist 2002 im Verlag NZZ Libro erschienen.

Das politische Gemeinwesen wird, wie sich bei Wahlen und Abstimmungen zeigt, von Individuen gebildet
– auf dem Weg zur Landsgemeinde in Hundwil (April 1989). CHARLES SEILER / SI / RDB


